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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(18. Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dietrich Austermann, 

Dr. Peter Ramsauer, Meinrad Belle, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Birgit Homburger, Jürgen Koppelin, 
Hildebrecht Braun (Augsburg), Dr. Klaus Röhl und der Fraktion der F.D.P. 

- Drucksache 1 3/1 733 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs 

b) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dietmar Schütz (Oldenburg), 
Volker Jung (Düsseldorf), Achim Großmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

- Drucksache 1 3/1 736 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuches 

c) zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 

- Drucksache 13/2208- 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs 


A. Problem 

Aufgrund eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 
16. Juni 1994 sind rechtliche Probleme bei der Genehmigung von 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien im baulichen 
Außenbereich entstanden. Dadurch wird der aus klimaschutz-, 
energie- und umweltpolitischen Gründen notwendige Ausbau 
verzögert bzw. erschwert. Ohne eine Beseitigung der eingetrete- 
nen baurechtlichen Hemmnisse ist es nicht möglich, den Anteil 
erneuerbarer Energien an der Energieversorgung zu steigern. 
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Die vorliegenden Gesetzentwürfe dienen dieser Zielsetzung mit 
unterschiedlicher Ausgestaltung. Während der Gesetzentwurf 
des Bundesrates die zusätzliche Privilegierung im Außenbereich 
auf Vorhaben zur Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 
Windenergie beschränkt, beziehen die Gesetzentwürfe der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. und der Fraktion der SPD sonsti- 
ge emeuerbare Energien mit ein. Andererseits enthalten die Ge- 
setzentwürfe der Fraktion der SPD und des Bundesrates im Ge- 
gensatz zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen einen umfas- 
senden Planvorbehalt. Nur der Entwurf des Bundesrates sieht 
schließlich eine Übergangszeit bis zum Inkrafttreten vor, um den 
Gemeinden einen Planungsvorlauf zu ermöglichen. 

B. Lösung 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau emp- 
fiehlt einstimmig, die drei Gesetzentwürfe mit folgendem Inhalt 
anzunehmen: 

- Privilegierung der Vorhaben zur Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung der Wind- oder Wasserenergie in § 35 Abs. 1 Nr. 7 
BauGB, 

- umfassender Planvorbehalt in § 35 Abs. 3 BauGB, 

- Aussetzung von Baugesuchen auf Antrag der Gemeinde bis 
31. Dezember 1998, 

- Inkrafttreten am 1. Januar 1997. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Wurden im Ausschuß zwar erörtert, aber nicht in die Beschluß- 
empfehlung übernommen. 


p. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

die Gesetzentwürfe in den Drucksachen 13/1733, 13/1736 und 
13/2208 in folgender Fassung anzunehmen: 

„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Dezember 1986 (BGBL I S. 2253), zuletzt geändert durch 
Artikel 2' Abs. 2 des Gesetzes vom 23. November 1994 (BGBl. I 
S. 3486), wird wie folgt geändert: 

1. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Nummer 5 das Wort ,oder' durch ein 
Komma und nach Nummer 6 der Punkt durch das Wort ,oder' 
ersetzt sowie folgende Nummer 7 angefügt: 

,7. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- 
oder Wasserenergie dient. ' 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

, Öffentliche Belange stehen einem Vorhaben nach Absatz 1 
Nr. 4 bis 7 in der Regel auch dann entgegen, soweit hierfür 
durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung eine Ausweisung an 
anderer Stelle erfolgt ist.' 

2. Nach § 245a wird folgender § 245 b eingefügt: 

,§245b 

Überleitungsvorschrift für Entscheidungen über 
die Zulässigkeit von Windenergieanlagen 

Auf Antrag der Gemeinde hat die Baugenehmigungsbehörde 
die Entscheidung über die Zulässigkeit von Windenergieanla- 
gen im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr, 7 bis längstens zum 31. Dezem- 
ber 1998 auszusetzen, wenn die Gemeinde beschlossen hat, ei- 
nen Flächennutzungsplan aufzustellen, zu ändern oder zu er- 
gänzen, und beabsichtigt zu prüfen, ob Darstellungen zu Wind- 
energieanlagen im Sinne des § 35 Abs, 3 Satz 4 in Betracht 
kommen. Satz 1 gilt entsprechend für einen Antrag der für 
Raumordnung zuständigen Landesbehörde, wenn diese die 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Zielen der Raum- 
ordnung und Landesplanung zu Windenergieanlagen eingelei- 
tet hat.' 
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Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft." 

Bonn, den 19. Juni 1996 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Werner Dörflinger 

Vorsitzender 


Peter Götz 

Berichterstatter 


Walter Schüler 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Peter Götz und Walter Schöler 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 44. Sitzung 
am 22. Juni 1995 den Gesetzentwurf in Drucksache 
13/1733 im vereinfachten Verfahren an den Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
zur federführenden Beratung und an den Rechtsaus- 
schuß, den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit so- 
wie an den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
zur Mitberatung überwiesen. 

In derselben Sitzung wurde der Gesetzentwurf in 
Drucksache 13/1736 im vereinfachten Verfahren an 
den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau zur federführenden Beratung sowie an 
den Ausschuß für Wirtschaft und an den Ausschuß 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur 
Mitberatung überwiesen. 

In seiner 55. Sitzung am 21. September 1995 hat der 
Deutsche Bundestag schließhch den Gesetzentwurf 
in Drucksache 13/2208 im vereinfachten Verfahren 
an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau zur federführenden Beratung und an den 
Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten sowie an den Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit zur Mitberatung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat die drei Gesetzentwürfe ein- 
stimmig bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS in 
einer nunmehr aus der Beschlußempfehlung im we- 
senthchen ersichtlichen Fassung zur Annahme emp- 
fohlen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Gesetzentwürfe 
am 22. November 1995 beraten. Er empfiehlt mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS, den Gesetz- 
entwurf in Drucksache 13/1733 anzunehmen. Mit 
demselben Stimmenverhältnis hat der Ausschuß für 
Wirtschaft den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN zum Gesetzentwurf in Drucksache 
13/1736 abgelehnt, wonach für die neuen Länder das 
Inkrafttreten um ein Jahr hinausgeschoben werden 
sollte. Der Ausschuß für Wirtschaft hat diesen Ge- 
setzentwurf der Fraktion der SPD mehrheithch gegen 
eine Stimme aus der Fraktion der F.D.P. und bei 
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS gebiUigt. Schheß- 
hch hat der Ausschuß für Wirtschaft den Gesetzent- 
wurf in Drucksache 13/2208 mehrheithch gegen vier 
Stimmen aus den Reihen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P und bei drei Enthaltungen seitens 
der Fraktionen CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS zur Annahme 
empfohlen. 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Gesetzentwurf der Koahtionsfraktio- 
nen in Drucksache 13/1733 gutachtlich beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen 
bei Enthaltung der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS, die die 
Landwirtschaft betreffenden Teile des Gesetzent- 
wurfs anzunehmen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat auch den Gesetzent- 
wurf der Fraktion der SPD gutachthch beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS, den die Landwirtschaft be- 
treffenden Texten des Gesetzentwurfs nicht zuzu- 
stimmen. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten empfiehlt schließlich mit den 
Stimmen der Koahtionsfraktionen und Teilen der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung 
der Mehrheit der Fraktion der SPD und der Gruppe 
der PDS, den Entwurf des Bundesrates in Druck- 
sache 13/2208 abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat die drei Gesetzentwürfe einstimmig in 
der nunmehr aus der Beschlußempfehlung ersichth- 
chen Fassung zur Annahme empfohlen. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
schlägt dem federführendem Ausschuß gutachthch 
mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme 
eines Mitglieds der Fraktion der CDU/CSU und bei 
Stimmenthaltung der Mitgheder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der F.D.P. bei Abwesenheit des Mit- 
ghedes der Gruppe der PDS vor, die Gesetzentwürfe 
in der nunmehr aus der Beschlußempfehlung ersicht- 
hchen Fassung zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat den 
Gesetzentwurf in Drucksache 13/1733 in einer nun- 
mehr in der Beschlußempfehlung im wesentlichen 
vorhegenden Fassung mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, F.D.P, SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seiner 22. Sitzung am 25. Oktober 
1995 eine nichtöff enthebe Anhörung von Sachver- 
ständigen durchgeführt. Dabei prallten die Ansich- 
ten der Landschafts- und Naturschützer und der Ver- 
treter der Fremdenverkehrsbelange auf der einen 
Seite und der Befürworter der emeuerbaren Ener- 
gien auf der anderen Seite aufeinander. Was die vor- 
geschlagene Privilegierung betrifft, reichte das Mei- 
nungsspektrum von der Verneinung eines Hand- 
lungsbedarfs - diese Meinung vertrat die Bundesver- 
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einigung der kommunalen Spitzenverbände unter | 
Hinweis auf die auch nach dem Urteil des Bundes- 
verwaltungsgerichts (BVerwG) vom 16. Juni 1994 
noch ansteigende Zahl von Windkraftanlagen über 
die Meinung, die Privilegierung müsse unbedingt 
verhindert werden, weil es sich bei Windkraftanla- 
gen nicht mehr um Einzelerscheinungen, sondern 
um ein Massenphänomen handele, das nur noch 
durch Planung bewältigt werden könne - diese Mei- 
nung vertraten der Landrat von Nordfriesland sowie 
die Vertreter des Bundesverbandes Landschafts- 
schutz und des Naturschutzbundes Deutschland 
bis zu der Meinung, die Privilegierung müsse kom- 
men, jedoch durch einen Planvorbehalt begrenzt 
werden - diese Ansicht vertraten Prof. Schhchter und 
die Fachbeamten aus drei Bundesländern sowie die 
Vertreter des Interessenverbandes Windkraft Bin- 
nenland, des Bundesverbandes Erneuerbare Ener- 
gien und des Verbandes Deutscher Maschinen- und 
Anlagenbau e. V. Strittig blieb auch die Frage, ob 
sich die Privilegierung auf die Windkraft beschrän- 
ken solle - sie wurde von Prof. Schhchter und den 
Fachbeamten aus den Bundesländern dezidiert 
bejaht - oder auf sonstige erneuerbare Energien er- 
streckt werden solle - hierfür traten vor allem der 
Bundesverband Emeuerbare Energien und der 
Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke ein. 
Schheßlich gab es auch zur Frage, ob ein zeitücher 
Vorlauf für die Planung notwendig sei, unterschied- 
liche Auffassungen. Während Prof. Schlichter, die 
Fachbeamten der Bundesländer, die Bundesvereini- 
gung der kommunalen Spitzenverbände und der 
Landrat des Kreises Nordfriesland einen Planungs- 
vorlauf von zwei Jahren als eher zu knapp bezeich- 
neten, baten die Vertreter des Interessenverbandes 
Windkraft Binnenland e. V, des Bundesverbandes 
Erneuerbare Energien und des Verbandes Deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau e. V. um eine zügige 
Inkraftsetzung, da dieser junge Wirtschaftszweig 
einen Stillstand von zwei oder drei Jahren nicht über- 
leben könne. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat die Gesetzentwürfe in seiner 23. und 
24. Sitzung am 22. und 29. November 1995, in seiner 
27. Sitzung am 31. Januar 1996, in seiner 28. Sitzung 
am 7. Februar 1996 sowie in seiner 37. Sitzung am 
19. Juni 1996 beraten. 

Er empfiehlt einstimmig, die drei Gesetzentwürfe in 
der aus der Beschlußempfehlung ersichtlichen Fas- 
sung anzunehmen. 

II. 

Der Ausschuß ist übereinstimmend der Ansicht, daß 
nach der restriktiven Auslegung von § 35 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB durch das Urteü des BVerwG vom 16. Juni 
1994 ein dringender Handlungsbedarf vorhegt. Der 
Staat darf es bei der Frage der Reduzierung des CO 2 - 
Ausstoßes nicht bei Appellen an die Vernunft aller 
Beteihgten belassen, er muß auch selbst alles tun, um 
Hindernisse für die Entwicklung und Anwendung er- 
neuerbarer Energien zu beseitigen. Die Windenergie 
kann einen wichtigen positiven Beitrag zum Klima- 
schutz leisten und muß daher planungsrechthch so 


gestellt werden, daß sie an geeigneten Standorten 
auch eine Chance hat. Der Ausschuß verkennt nicht, 
daß es im Einzelfall zu Konflikten mit anderen schüt- 
zenswerten Belangen kommen kann. Zu diesen Be- 
langen zählen z. B. der Fremdenverkehr, der Natur- 
schutz und der Landschaftsschutz. Welchen Belan- 
gen der Vorrang gebührt, kann nicht pauschal und 
auf Bundesebene, sondern nur im EinzelfaU und vor 
Ort abgewogen und entschieden werden. Hier sind 
die gemeindhche Planung und die Landes- bzw. Re- 
gionalplanung gefordert. 

Der Ausschuß hat neben der Windenergie auch die 
Wasserenergie in die besondere Privilegierung des 
§ 35 Abs. 1 Nr. 7 BauGB aufgenommen, obwohl § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB bei richtiger Auslegung bereits 
eine solche Privilegierung für ortsfeste Anlagen im 
Außenbereich enthält. Der Ausschuß will damit eine 
angesichts der vielen administrativen Schwierigkei- 
ten für Wasserkraftanlagen notwendige Klarstellung 
erreichen. 

Dagegen hat sich der Ausschuß nicht dazu durchrin- 
gen können, alle Erneuerbaren Energien zu privile- 
gieren, wie dies die Gesetzentwürfe der Koahtions- 
fraktionen und der Fraktion der SPD vorgesehen ha- 
ben. Maßgebend dafür ist, daß der Begriff der Er- 
neuerbaren Energien für eine klare Abgrenzung zum 
Schutz des Außenbereichs zu ungenau ist und daß 
ein Teil der sonstigen Erneuerbaren Energien außer 
Wind- und Wasserkraftanlagen auf den Außenbe- 
reich nicht angewiesen ist. Dies gilt insbesondere 
auch für Solaranlagen. Der Ausschuß ist der Auffas- 
sung, daß Solaranlagen im Innenbereich - auf Flach- 
dächern und an Fassaden; diese Mögüchkeiten sind 
noch längst nicht ausgeschöpft - möglich sind. Im 
übrigen nehmen z. B. Biogasanlagen, wenn sie zu ei- 
nem landwirtschaftlichen Betrieb im Außenbereich 
gehören, an dessen Privüegierung nach § 35 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB teil. 

Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß die 
im Entwurf des Bundesrates vorgesehene Frist von 
zwei Jahren bis zum Inkrafttreten nicht günstig wäre. 
Angesichts des großen Antragsstaus soll das Gesetz 
bereits am 1. Januar 1997 in Kraft treten. Um aber 
den Gemeinden und der Landes- bzw. Regionalpla- 
nung die Möghchkeit zu geben, alle Vorkehrungen 
für das Wirksamwerden des Plan Vorbehalts zu tref- 
fen, können die Baugesuche auf Antrag der Ge- 
meinde bis zum 31. Dezember 1998 zurückgestellt 
werden. Der Ausschuß sieht hierin einen geeigneten 
Kompromiß, der die Interessen aller Seiten wahrt. 

III. 

Die in Artikel 1 enthaltene Aufnahme von Anlagen, 
die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 
Wind- oder Wasserenergie dienen, in den Katalog 
der privilegierten Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB 
soll die Zulassung dieser Anlagen unter Beachtung 
des Planungswülens der Gemeinde im Außenbereich 
erleichtern. Trotz der Privilegierung kann die Zulas- 
sung einer derartigen Anlage dann versagt werden, 
wenn öffenthche Belange entgegenstehen. Einen 
Beispielskatalog möghcherweise entgegenstehender 
Belange enthält § 35 Abs. 3 BauGB. 
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In den Regionen, die bereits jetzt schon einem hohen 
Antragsdruck für Windenergieanlagen ausgesetzt 
sind, bedarf es flankierend einer planerischen Steue- 
rungsmöglichkeit, um den nach wie vor gebotenen 
Außenbereichsschutz zu gewährleisten und zugleich 
auch eine Bündelung von Anlagen (als „Windener- 
gieparks") zu ermöglichen. Dies erfolgt durch Auf- 
greifen der Rechtsprechung zu den sogenannten 
„Abgrabungskonzentrationszonen". Durch positive 
Standortzuweisungen an einer oder auch mehreren 
Stellen im Plangebiet erhalten die Regionalplanung 
und die Gemeinden die Möglichkeit, den übrigen 
Planungsraum von den durch den Gesetzgeber privi- 
legierten Anlagen freizuhalten. Die planende Ge- 
meinde, die zugunsten bestimmter Schutzgüter 
(Landschaftsschutz, Fremdenverkehr, Anwohner- 
schutz) die Nutzung der Windenergie nicht im ge- 
samten Planungsgebiet eröffnen will, muß dann nüt 
dem Ziel der Steuerung ein schlüssiges Planungs- 
konzept vorlegen, in welchem sie einerseits durch 
Darstellungen im Flächennutzungsplan positiv ge- 
eignete Standorte für die Windenergienutzung fest- 
legt, um damit andererseits ungeeignete Standorte 
im übrigen Planungsgebiet auszuschheßen. Demge- 
genüber reicht eine ausschließlich negativ wirkende 
„Verhinderungsplanung" einer Gemeinde ohne 
gleichzeitig positive Ausweisung eines der Wind- 
energienutzung dienenden Standorts im Plangebiet 
grundsätzlich nicht. Kommt die Gemeinde jedoch 
nach sachgerechter Prüfung zum Ergebnis, daß im 
Gemeindegebiet für Windenergie geeignete Flächen 
nicht vorhanden sind, kann sie dem Antrag auf Zu- 
lässigkeit einer Anlage das nach § 36 Abs. 1 BauGB 
erforderüche Einvernehmen versagen. Die Regional- 
planung, aber auch ein gemeinsamer Flächennut- 
zungsplan mehrerer Gemeinden sind in der Lage, 
das Gebiet einer gesamten Gemeinde (bei Darlegung 
der besonderen Gründe, die das Gebiet besonders 
schütz würdig erscheinen lassen) von jeghcher Wind- 
energienutzung freizuhalten. Für die Regionalpla- 
nung besteht insoweit die Einschränkung, daß sich 
ihre Aussagen auf raumbedeutsame Windenergie - 
parks oder raumbedeutsame einzelne Windenergie- 
anlagen an besonders hervorgehobenen Standorten 
beschränken müssen. 

Die zur ausdrückhchen Regelung dieser planeri- 
schen Steuerungsmöglichkeit an Absatz 3 des § 35 
angefügte Formulierung erstreckt sich auf alle privi- 
legierten Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 bis 7, da 
diese in Fällen besonderen Planungsdrucks einer 
planerischen Steuerungsmöghchkeit im Außenbe- 
reich bedürfen. Eine Beschränkung nur auf Wind- 
energieanlagen würde zu dem nicht gewollten Um- 
kehrschluß verleiten, daß der zu regelnde „Planvor- 
behalt" bei anderen privilegierten Vorhaben künftig 
keine Geltung mehr beansprucht. Für land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe im Sinne von § 35 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 kommt eine Anwendung des „Planvorbe- 


halts" in aller Regel nicht in Betracht-, er bedarf daher 
dort keiner ausdrücklichen Regelung. 

Damit die vorgeschlagene planerische Steuerungs- 
möglichkeit greifen kann, müssen vorhandene Flä- 
chennutzungspläne geändert oder auch neu aufge- 
stellt werden. Um den für die Flächennutzungspla- 
nung zuständigen Gemeinden ausreichend Vorlauf 
für die erforderliche Planung zu ermöglichen, wird 
übergangsweise in § 245b den Gemeinden ein An- 
tragsrecht an die Baugenehmigungsbehörde einge- 
räumt, auf dessen Grundlage die Baugenehmigungs- 
behörde die Entscheidung über die Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen bis längstens zum 31 . Dezember 
1998 bereits dann auszusetzen hat, wenn eine Ge- 
meinde beschlossen hat, ihren Flächennutzungsplan 
aufzustellen, zu ändern oder zu ergänzen, und der 
Beschluß inhaltlich Bezug auf mögliche Darstellun- 
gen zu Windenergieanlagen nimmt. In Anwendung 
des geltenden § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wird es dabei 
erforderlich sein, daß der Beschluß über die Aufstel- 
lung oder Änderung des Flächennutzungsplans orts- 
üblich bekannt gemacht wird. 

Durch die Regelung des § 245 b wird die Planungsho- 
heit der Gemeinden nicht eingeschränkt. Wenn da- 
her eine Gemeinde nach sorgfältiger Prüfung im 
Flächennutzungsplanverfahren zu dem Ergebnis 
kommt, daß eine Darstellung von Flächen zugunsten 
der Windenergienutzung mangels Eignung der vor- 
handenen Flächen im Gemeindegebiet ausscheidet, 
kann sie auf eine Änderung des Flächennutzungs- 
plans verzichten. Es bleibt dann bei der Privilegie- 
rung der Windenergieanlagen gemäß § 35 Abs. 1; die 
von ihr getroffene Einschätzung, daß im Gemeinde- 
gebiet keine geeigneten Flächen für die Windener- 
gienutzung vorhanden sind, wird im Rahmen der 
nach § 35 Abs. 1 und 3 gebotenen Prüfung durch die 
Baugenehmigungsbehörde, ob öffentliche Belange 
entgegenstehen, eine Rolle spielen. 

Unbeschadet der nach § 35 Abs. 3 BauGB gebotenen 
Prüfung ist bei jedem Vorhaben im Außenbereich 
die naturschutzrechthche Eingriffsregelung des § 8 
BNatSchG anzuwenden. Dies kann auch zur Folge 
haben, daß bei unvermeidbaren und nicht voll aus- 
gleichbaren Eingriffen eine Genehmigung zu versa- 
gen ist, weil die Belange von Naturschutz- und Land- 
schaftspflege vorrangig sind. Die Naturschutzbehör- 
den sind bei diesen Entscheidungen sowie bei Maß- 
nahmen zum Ausgleich unvermeidbarer Eingriffe zu 
beteiligen. Insoweit sind weitere Privilegierungen im 
Naturschutzrecht nicht notwendig und sachgerecht. 

Die Überleitungsvorschrift des § 245 b gibt zudem die 
Möglichkeit einer Zurückstellung von Genehmi- 
gungsanträgen, wenn die Landesplanungsbehörde 
eine Aufstellung von Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung zur Planung von Windenergieanla- 
gen eingeleitet hat. 


Bonn, den 19. Juni 1996 


Peter Götz 

Berichterstatter 


Walter Schöler 

Berichterstatter 
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